
Die russische Wirtschaft ist durch die westlichen 
Sanktionen nach dem Einmarsch in die Ukraine schwer 
getroffen. Die Wirtschaft schrumpft um über 8%, die 
Inflation hat sich auf knapp 20% erhöht. Die meisten 
internationalen Firmen haben sich aus Russland zu-
rückgezogen. Viele reiche Russen haben keinen Zugang 
mehr zu ihren Vermögenswerten im Ausland, Kapital- 
verkehrskontrollen verhindern, dass Russen und rus-
sische Firmen Fremdwährung kaufen können, und 
sowohl die russischen Banken als auch die russische 
Zentralbank haben fast keine Möglichkeiten mehr, mit 
ausländischen Banken Transaktionen durchzuführen.
Gleichzeitig hat Putin das Gegenteil von dem erreicht, 
was er laut eigener Aussage wollte: eine Schwächung 
der NATO, der Europäischen Union und des Westens 
im Allgemeinen. Schweden und Finnland haben um 
die Aufnahme in die NATO gebeten und damit die ge-
meinsame Grenze der NATO mit Russland um über 
800 km verlängert. Die Chancen, dass die Ukraine in 
die EU aufgenommen wird, haben sich deutlich erhöht, 
und der Westen ist mit wenigen Ausnahmen (Ungarn, 
Türkei) geeinter denn je. Selbst Deutschland hat sich 
wohl inzwischen entschlossen, die Ukraine auch mit 
schweren Waffen zu beliefern, obwohl man manchmal 
noch immer nicht den Eindruck hat, dass der deutsche 
Kanzler verstanden hat, worum es eigentlich geht, und 
dass man sich gerade eben nicht hinter der „deutschen 
Geschichte“ verstecken kann. Darüber hinaus wehrt 
sich die Ukraine deutlich mehr, als Putin augenschein-
lich erwartet hat, und fügt der russischen Armee eine 
peinliche Schlappe nach der anderen zu.
Warum brauchen wir dann noch ein Öl- und Gasembargo? 
Immerhin ist die deutsche Abhängigkeit von russi-
schem Öl, und noch mehr von russischem Gas, sehr 
groß. Rund 30% der deutschen Ölimporte und über die 
Hälfte der deutschen Gasimporte kommen aus Russ-
land. Ein Embargo beider Energiequellen würde laut 
Schätzungen der Wirtschaftsforschungsinstitute vom 
April dieses Jahres rund fünf Prozent Wachstum kos-
ten, was bedeutet, dass im laufenden Jahr statt eines 
Wachstums von rund 3% eine Kontraktion von 2% zu 
verzeichnen wäre. Diese Schätzung ist eher eine Über-
treibung der Kosten eines Embargos, da seit April die 

Gasspeicher aufgefüllt wurden (vgl. den Aktuellen 
Trend in dieser Ausgabe). Ist es das wert? Und wäre es 
überhaupt möglich?
Die erste Frage beantwortet sich danach, wie proble-
matisch man es findet, dass der Westen und speziell 
Deutschland den russischen Krieg gegen die Ukraine 
finanziert. Die Einnahmen Russlands aus Energie-
exporten haben sich aufgrund der steigenden Preise 
um rund 40% erhöht. Der Rubel ist nach einer kurzen 
Schwächephase daher auch wieder auf das Vorkriegs-
niveau gestiegen und hat es der russischen Zentral-
bank ermöglicht, die Zinsen wieder zu senken. Gleich-
zeitig ist unstrittig, dass die Ukraine nicht nur sich 
selbst, sondern das gesamte westliche Wertesystem 
und unser Modell einer freiheitlichen Gesellschafts-
ordnung verteidigt. Da scheinen ein paar Prozent we-
niger Wachstum, gerade auch wenn der Staat bei den 
niedrigen Einkommen unterstützend eingreift, zu ver-
schmerzen zu sein.
Einige Beobachter, insbesondere aus der Industrie, ha-
ben aber argumentiert, dass speziell ein Gasembargo 
(bei Öl ist man weniger besorgt, und die EU hat ja auch 
einen Kompromiss beschlossen) im Winter zu frieren-
den Menschen und dem Abschalten ganzer Industrie- 
zweige führen würde. Ich denke, dass man diese  
Aussagen als von Eigeninteresse getriebene Schreck-
gespenste abtun kann. Denn es bleibt dabei unklar, 
warum eine Kombination von Wiederhochfahren der 
Kohle- und wohl auch Atomkraftwerke in Verbin-
dung mit einem forcierten Ausbau der erneuerbaren 
Energien sowie Energieeinsparungen (die sich durch 
die höheren Preise von selbst einstellen würden) und 
Flüssiggasimporten das Problem nicht lösen sollten.  
Es bleiben natürlich Risiken, aber ich denke, unsere 
Freiheit sollte es uns wert sein, jetzt konsequent zu 
handeln.   
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